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Zur Sitzung am Gremium 

28.07.2003 Rat der Stadt Wuppertal 
 
 

Neufassung des Antrages VO/1813/03 (FDP), TOP 3.1.1 
hier: Sauberkeit in Wuppertal 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
 
die FDP-Fraktion im Rat der Stadt Wuppertal beantragt, der Rat der Stadt möge in seiner 
Sitzung am 28.07.03 die Neufassung zum Antrag VO/1813/03 wie folgt beschließen:  
 
Der Text wird wie folgt neu gefasst (Änderungen zur bisher vorgelegten Drs. sind kursiv 
gestellt): 
 
„1. Der Rat der Stadt Wuppertal möchte, dass die bereits gültige Straßenordnung 

eingehalten und umgesetzt wird. Hierzu sind zum einen die in der Straßenordnung 
festgeschriebenen Ordnungswidrigkeiten und Tatbestände zu konkretisieren, zum 
anderen ist der zugehörige Bußgeldkatalog neu zu fassen. Die Verwaltung wird 
aufgefordert, sich bei der Neufassung des Bußgeldkataloges an den bewährten 
Deliktbeschreibungen der Stadt Solingen und den Verwarnungs- und Bußgeldhöhen der 
Stadt Frankfurt am Main zu orientieren. Sind im Einzelfall die bisherigen Wuppertaler 
Bußgeldandrohungen bereits höher, so sollen sie nicht herabgesetzt werden. 

 
 Insgesamt sind die Höhen der festzusetzenden Verwarnungs- und Bußgelder so zu 

bemessen, dass die beabsichtigte abschreckende Wirkung erzielt wird, darüber hinaus 
aber auch eine weitestgehende Deckung der anfallenden Personalkosten möglich ist. 

 
 In der ersten Phase der Geltung der neuen Straßenordnung und des neuen 

Verwarnungs- und Bußgeldkataloges sollen die Ordnungskräfte lediglich Verwarnkarten 
aushändigen, auf denen die zukünftigen Verwarnungs- und Bußgelder angedroht 
werden. Parallel dazu soll die Stadt die neue Straßenordnung und den neuen 
Verwarnungs- und Bußgeldkatalog intensiv öffentlich kommunizieren. Nach dieser 
Übergangsphase sind die Verwarnungs- und Bußgelder in voller Höhe zu erheben. 

 



 
 
 
2. Die Verwaltung wird aufgefordert zu prüfen, ob und wie zur Überwachung der 

Straßenordnung sowie zur Verhängung der Verwarnungs- und Bußgelder ein 
„Ordnungsdienst“ eingerichtet werden kann, der sich aus dem bisherigen kommunalen 
Ordnungsdienst (KOD) sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Eigenbetriebs 
Straßenreinigung Wuppertal zusammensetzt. 

 
 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind für ihre Aufgabe hinreichend zu schulen. Die 

Verwaltung wird aufgefordert zu prüfen, inwieweit eine leistungsorientierte Bezahlung 
sicherzustellen ist. 

 
3. Der Rat der Stadt erteilt überdies an alle Leistungseinheiten und Eigenbetriebe den 

Prüfauftrag, wie alle im Außendienst tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt 
mit dem „Ordnungsdienst“ so vernetzt werden können, dass hier eine wirksame und 
effiziente Unterstützung sichergestellt ist. 

 
 So können z. B. die Fahrzeugbesatzungen der Müllabfuhr ein „Schmutzeckenkataster“ 

führen, welches unterstützend zur schnellen Beseitigung von „Dreckecken“ sorgen soll. 
 
4. Die Einhaltung aller Vorschriften der Sperrmüllabfuhr ist ebenfalls sicherzustellen. 

Insbesondere wird die Verwaltung beauftragt, durch geeignete Maßnahmen, 
insbesondere persönliche Präsenz und Kontrolle, sicherzustellen, dass Sperrmüll 
frühestens am Abend vor der Abholung bereitgestellt und „Sperrmüllfleddern“ durch 
Verhängung hoher Bußgelder wirksam unterbunden wird. 

 
5. Weiterhin beauftragt der Rat der Stadt die Verwaltung bzw. die ESW, zusätzliche 

Abfallbehälter aufzustellen und an Innenstädten, Stadtplätzen etc. eine häufigere 
Leerung durchzuführen. Darüber hinaus sollen in ausgewählten Bereichen wie 
Innenstädten, Bushaltestellen etc. Aschenbecher an die Abfallbehälter montiert werden. 

 
6. Schließlich wird die Verwaltung beauftragt, mit der Firma Ströer, Stadtmöblierung, 

Verhandlungen über die ausreichende Versorgung des Stadtgebietes mit öffentlichen, 
entgeltpflichtigen Toilettenhäuschen sicherzustellen.“ 

 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
 
Jürgen Henke 
– Fraktionsvorsitzender – 
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